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Aus Rechtsprechung und Praxis 

Urheberrechtlicher Schutz für Stadtpläne 

Stadtpläne gehören zu den Werken der Literatur im Sinne von §2 Z. 3 des Urheberrechts­
gesetzes. Besondere Anforderungen an künstlerische Qualitäten sind nicht zu stellen. 
(OHG 6. 1 1. 1990, 4 Ob 155190) 

Der Kläger hat ei nen fünffarbigen Stadtplan von 1 gezeichnet, in  welchem die wichtigsten 
Sehenswürdigkeiten dieser Stadt besonders hervorgehoben und namentl ich bezeichnet sind. 
Der Fremdenverkehrsverband gab diesen Stadtplan heraus; in  der rechten unteren Ecke des 
Stadtplanes befindet sich die Sign ierung des Klägers. 

Der Beklagte ist Medieninhaber sowie Herausgeber ei nes Werbejournals. Im In neren 
dieses Blattes ist ein Stadtplan von 1 abgedruckt. Der Beklagte hat dabei wiederholt ohne Zu­
stimmung des Klägers den von d iesem gezeichneten Stadtplan in der Form abgedruckt, daß 
durch Vergrößerung und Verwendung eines quadratischen Formates der l i nke und der rechte 
Rand d ieses Stadtplanes und damit auch die Signierung des Klägers wegfielen. 

Aus der Begründung des OGH: 
Der Beklagte hält weiterh i n  daran fest, daß keine Wiederholungsgefahr bestehe. Dem kann 

n icht gefolgt werden: Wie schon das Gericht zweiter Instanz zutreffend ausgeführt hat, ist die 
Frage der Wiederholungsgefahr bei Unterlassungsansprüchen nach dem U rheberrechtsgesetz 
nach den gleichen Grundsätzen zu beurteilen wie im Verfahren nach dem Gesetz gegen un laute­
ren Wettbewerb (UWG). Danach ist Wiederholungsgefahr schon bei einem bloß einmal igen Wett­
bewerbsverstoß anzunehmen. Die Vermutung spricht dafür, daß, wer gegen das Gesetz ver­
stoßen hat, h iezu neuerdings geneigt sein wird.  Sache des Beklagten ist es, besondere Umstände 
darzutun, die eine Wiederholung seiner Handlung als völ l ig ausgeschlossen oder doch zu­
mindest äußerst u nwahrschein l ich erscheinen lassen. Die bloße Zusage, von künftigen Stö­
rungen Abstand nehmen zu wol len, reicht im al lgemeinen nicht aus, vor al lem dann n icht, wenn 
die Erklärung u nter dem Druck ei nes drohenden Prozesses abgegeben wird; vielmehr kommt es 
immer auf die Art des Eingriffes und die Wil lensrichtung des Störers an, für welche i nsbesondere 
sein Verhalten nach der Beanstandung und während des Rechtsstreites wichtige Anhaltspunkte 
bieten kann .  M aßgebend ist stets, ob dem Verhalten des Verletzers in seiner Gesamtheit gewich­
tige Anhaltspunkte dafür entnommen werden können, daß er ernstl ich gewi l l t  ist, von künftigen 
Störungen Abstand zu nehmen (wird näher ausgeführt). 

Der Stadtplan ist als Werk der Literatur zu werten. N ach § 2  Z. 3 des Urheberrechtsgesetzes 
zählen näm l ich zu den Werken der Literatur auch Werke wissenschaftl icher oder belehrender Art, 
d ie in bi ld l ichen Darstel l u ngen in der Fläche oder im Raum bestehen, sofern sie n icht zu den 
Werken der b i ldenden Künste zäh len. Nur dort, wo für Werke der Literatur andere Bestimmu ngen 
als für Werke der bi ldenden Künste gelten, kommt der - im Ei nzelfall schwierigen - Ab­
grenzung Bedeutung zu; für den hier al lein zu beurtei lenden Unterlassungsanspruch ist jedoch 
diese Unterscheidung ohne rechtl iche Bedeutung. Frei l ich müssen auch die Werke nach §2 Z. 3 
des Urheberrechtsgesetzes eigentüml iche geistige Schöpfungen (§ 1 Abs. 1 des Urheberrechts­
gesetzes), also das Ergebnis schöpferischer geistiger Tätigkeit sein, das sei ne Eigenheit, die es 
von anderen Werken unterscheidet, aus der Persönl ichkeit seines Schöpfers empfangen hat; d ie  
Persönl ichkeit des Schöpfers muß in ihm so zum Ausdruck kommen, daß ihm dadurch der 
Stempel der Einmal igkeit und der Zugehörigkeit zu seinem Schöpfer aufgeprägt wird. Diese Vor­
aussetzung tri fft aber auf das Werk des Klägers zu: Das schöpferische Element bei Werken nach 
§2 Z. 3 des Urheberrechtsgesetzes muß in  der Eigentüml ichkeit der Darstel lung liegen; diese, 
n icht aber der Gegenstand, muß das Ergebnis schöpferischer Geistesarbeit sein. Als Beispiele 
für Werke belehrender Art im Sinne des §2 Z. 3 des U rheberrechtsgesetzes nennen die Erläutern­
den Bemerkungen u. a. Landkarten, Himmelskarten, G loben, Rel iefdarste l lungen von Gebirgen 
usw. Der Stadtplan des Klägers, der einen Ü berblick über 1 unter Hervorhebung der an den ent­
sprechenden Stel len gekennzeichneten Sehenswürdigkeiten g ibt, ist ein solches Werk belehren­
der Art im Sinne der mehrfach genannten Gesetzesstelle. 

Die vom Kläger gewählte Darstel lung ist durchaus originel l  und damit eine eigentüml iche 
geistige Schöpfung (§ 1 Abs. 1 des U rheberrechtsgesetzes). Besondere Anforderungen an künst-
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lerische Qualitäten sind n icht zu stel len; § 2  Z. 3 des Urheberrechtsgesetzes schützt d ie  
sogenannte „kleine Münze", wobei gerade die unter § 2  Z.  3 des Urheberrechtsgesetzes fal lenden 
Werke regel mäßig an der unteren Grenze der Urheberrechtsschutzfähigkeit l iegen. 

Anmerkung: Hinsichtlich der rechtlichen Sonderstellung der Landkarten des Bundesamtes 
für Eich- und Vermessungswesen vergleiche § 7 Abs. 2 des Urheberrechtsgesetzes und Twaroch, 
Urheberrechtlicher Schutz staatlicher Landkarten, Eich- und Vermessungsmagazin, Heft 46, 
September 1985. 

Ch. Twaroch 

Haftung des Ziviltechnikers für Rat und Auskunft 

Eine verantwortliche Rat-Erteilung nach § 1300 ABGB ist immer dann anzunehmen, wenn 
sie im Rahmen eines Verpf/ichtungsverhältnisses erfolgt. Ob der einzelne Rat (die einzelne Aus­
kunft) gesondert honoriert wird, ist unbeachtlich. Wesentlich ist nur, daß A uskunft und Rat nicht 
selbstlos erfolgen. 
(OGH 1 1. 7. 1990, 1 Ob 587190) 

Die klagende Partei stel lt Fassadenverkleidungen her. Die statischen Berechnungen 
wurden i n  i h rem Auftrag von Dipl . - Ing. P. durchgeführt. Er u nterschrieb als „Aussteller". Der 
Beklagte, e in  staat l ich befugter und beeideter Zivi l i ngenieur für Hochbau, u nterfertigte d iese 
Berechnung und versah sie mit seinem Siegel. 

Die statischen Berechnungen wiesen schwerwiegende Mängel auf. Der sich daraus er­
gebende Schaden (Kosten der Sanierung und Erneuerung der Fassadenverkleidung, Kosten für 
die I ntervention der Feuerwehr) belief sich auf mehr als S 700.000,-. 

Das Erstgericht g ing davon aus, daß der Beklagte den Auftrag übernommen habe. Er habe 
die ihm von Dip l .- Ing. P. vorgelegten statischen Berechnungen übernommen, geprüft und durch 
Siegel und Fertigung die Haftung für die Richtigkeit gegenüber den Behörden und gegenüber der 
klagenden Partei übernommen. 

Der OGH hat die auf §§ 1 299 f. ABG B gestützte grundsätzl iche H aftung des Beklagten für 
die Erstattung  eines fehlerhaften Gutachtens bejaht. 

Nach §6 Abs. 1 des Ziviltechn ikergesetzes sind die von einem Zivi l ingenieur innerhalb 
seines Berechtigungsumfanges i n  der vorgeschriebenen Form über die von ihm vollzogenen 
Akte errichteten Urkunden öffentliche Urkunden. Die Ausübung ihrer Befugn isse erfolgt, ebenso 
wie die ähnl iche Tätigkeit von Notaren, n icht im Rahmen der Hoheitsverwaltung. Die Tätigkeit 
von Ziviltechn i kern unterscheidet sich auch dort, wo sie öffentl iche Urkunden herstel len, n icht 
von der privater Sachverständiger. 

Aus § 18 Abs. 1 ZivTG ergibt sich, daß Zivi l ingenieure zur gewissenhaften Führung in 
Angelegenheiten ihrer Betätigung verpfl ichtet sind. Gemäß § 20 Abs. 1 ZivTG haben Zivi l­
ingenieure ihre Befugnis persön l ich auszuüben. Sie sind allerdings berechtigt, fachl ich ge­
eignete H i lfskräfte unter ihrer persönl ichen Leitung u nd Verantwortung zu beschäftigen. 

Eine verantwortliche Rat-(Auskunfts-)Ertei lung nach § 1 300 ABGB ist immer dann anzu­
nehmen, wenn sie im Rahmen eines Verpfl ichtu ngsverhältnisses erfolgt. Ob der einzelne Rat (die 
ei nzelne Auskunft) gesondert honoriert wurde, ist dann unbeacht l ich. Wesent l ich ist nur, daß 
Auskunft und Rat n icht sel bstlos erfolgten. 

Der Beklagte bestreitet n icht, daß die statische Berechnung feh lerhaft war. Sein Vor­
bringen, hätte er im eigenen Namen und auf eigene Rechnung die statische Berechnung durch­
geführt, hätte er sicherlich eine strengere Prüfung der Berechnung vorgenommen, insbesondere 
hätte er die Lastenangaben genauer und konkreter überprüft und durchgeführt, wurde vom OG H 
dahingehend bewertet, daß ihm wegen mangelnder Überprüfung der von einem anderen vor­
genommenen statischen Berechnungen ein Verschulden trifft. 

Ch. Twaroch 

Zur Sorgfaltspflicht des vermessungstechnischen Sachverständigen 

Der Sachverständige haftet für den Schaden, der durch mangelhafte Sorgfalt dem Auftrag­
geber entstanden ist. Besteht die geschuldete Leistung in der richtigen Vermessung und Kenn-
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zeichnung einer Grenze, also einer Erfolgsverbindlichkeit, so trifft den Sachverständigen die 
Beweislast, daß seine Vorgangsweise der üblichen, in seinem Beruf angewendeten Sorgfalt 
entspricht. 
(OLG Innsbruck, 1 R 295190 vom 5. März 1991) 

Ein Vermessungsbefugter (in weiteren „A" bzw. „Sachverständ iger A" genan nt) erhielt 
unter dem Betreff „Ü berprüfung der Grundstücke X, Y, und Z" den schriftl ichen Auftrag zur „ Über­
prüfung und Vermarkung der Grundgrenze der oben angeführten Grundstücke". 

A hat schon in der Folge beim Vermessungsamt die Koordi naten und die Ansch luß­
messungen erhoben. An Ort und Stel le wurden die Vermessungsarbeiten an Hand der im Ver­
messungsamt aufl iegenden Vermessungspläne durchgeführt, wobei sich herausstellte, daß d ie 
meisten Grenzsteine vorhanden waren. Led ig l ich 2 Grenzsteine wurden n icht gefunden und einer 
davon, näm l ich  der Grenzpunkt Nr. 1 02, nach den Koord inaten des Planes GZ 201 163 neu 
abgesteckt und gekennzeichnet. 

Der neu gekennzeichnete Punkt Nr. 1 02 führte zu dem Ergebnis, daß ein vom Nachbar 
gesetzter Zaun auf dem G ru ndstück des Auftraggebers steht. 

Die Entfernung des Zaunes wurde klageweise begehrt. In  diesem Prozeß ergab sich, daß 
der Plan GZ 201 163 auf den Plan GZ 59152 aufbaut. Die Grenzpunkte Nr. 1 02 u nd andere sind 
damals als Schnittpunkt mit  e iner bestehenden Grenze neu entstanden. Eine N achberechnung 
des Gutachters im Gerichtsverfahren (im weiteren „ B" benannt) hat ergeben, daß d ie Schnitt­
punkte n icht exakt in die gerade Verbindungsl in ie ei ngerechnet worden sind.  Beim G renzpunkt 
Nr. 1 02 ergibt sich dadurch eine Abweichung von 47 cm. Auch die im Plan e ingetragenen Sperr­
maße weisen Differenzen auf, d ie  die zulässigen Fehlergrenzen übersteigen. eine N achberech­
nung der Fläche des Grundstückes hat ergeben, daß die Fläche bei Berücksichtigung der Koord i­
naten 592 m2 groß ist, während im Plan eine Fläche von 600 m2 ausgewiesen ist. Weiters ergibt 
sich aus dem G utachten des B, daß der Grenzpunkt Nr. 1 02 vom Sachverständiger A als Grund­
lage für seine G renzabsteckung herangezogen wurde und daß der so abgesteckte Punkt Nr. 1 02 
den fehlerhaften Koordinaten des Punktes N r. 1 02 aus dem Plan GZ 59152 entspricht. 

Im Rahmen der Befundaufnahme konnte B auch das von A n icht gefundene Grenzzeichen 
Nr. 1 02 auffinden und feststel len, daß es in  der Natur u nverändert vorhanden, fre i l ich mit  einer 
dünnen Schicht Schotter verdeckt gewesen war. 

Der Sachverständige A wurde zu einem Schadenersatz von insgesamt ca. 38.000,- S (für 
den letztl ich erfolglosen Prozeß und eine teilweise Reduzierung seines Honorars) und zur 
Tragung der Prozeßkosten von 1 6.000,- S verpflichtet. 

Aus der Begründung: 

Aus der Formu l ierung des Auftrages ergibt sich klar die u nei ngeschränkte Pfl icht n icht nur 
zur Kennzeichnung, sondern auch zur Überprüfung der Grundgrenzen. Hätte A den Tei l ungsplan 
GZ 59152 (auf den er seiner eigenen Aussage nach bei seinen N achforschungen sel bst gestoßen 
war) genau überprüft, hätte ihm auffallen müssen, daß dort die Koordinaten der frag l ichen 
Punkte n icht m it dem Lageplan überei nstimmten und daß die Fläche des Grundstückes im Plan 
m it 600 m2 angegeben war, während sie sich aus den Koord inaten mit  nur 592 m2 errechnete. 

Hätte er zur weiteren Überprüfung auf den beim Vermessungamt ebenfalls aufl iegenden 
früheren Plan GZ 230151 zurückgegriffen, hätte er erkannt oder jedenfal ls erkennen müssen, 
worin der Feh ler lag. A ist n icht so vorgegangen, er hat offenkundig den Plan GZ 59152 nicht über­
prüft. 

Für die Einhaltung der geforderten Sorgfalt ist A nach § 1 298 ABG B beweispflichtig. Dieser 
Beweis wurde n icht erbracht. 

Unabhängig davon, ob eine Vermessung der Vorbereitung eines Prozesses gegen 
Nachbarn dienen soll oder n icht, hat sie richtig zu erfolgen. Die al lfäl l ige Fraglichkeit des Grenz­
verlaufes in der Natur ergibt sich schon zwangsläufig aus dem Auftrag, die Grenzen zu über­
prüfen. Ob das Vermessu ngsergebnis dann zu ei nem Prozeß gegen Nachbarn führt oder n icht, 
kann im vorh i nein naturgemäß noch n icht feststehen; zeigt die Überprüfung der Grenze durch 
den Vermessu ngsbefugten, daß sie in  der Natur richtig vermarkt ist,  führt die Vermessung 
zwangsläufig zu keinem Grenzstreit mit  dem Nachbarn. Ergibt d ie  Vermessung umgekehrt, daß 
die Grenze i n  der N atur unrichtig verläuft, entspricht es der Lebenserfahrung, daß ein G renzstreit 
Folge der Vermessung sein wird. 
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Es m u ß  davon ausgegangen werden, daß es der Sorgfaltspflicht des A im gegenständ­
l ichen Fal l  entsprochen hätte, auch den Tei lungsplan GZ 59/52 auf seine Richtigkeit zu über­
prüfen u nd in der Folge auf den früheren Tei lungsplan zurückzugreifen. Dazu hatte A u msomehr 
An laß, als es doch auffallend erscheinen m ußte, daß led ig l ich in dem Bereich, in  dem er einen 
Unterschied zwischen dem Grenzverlauf nach dem Tei lungsplan GZ201/63 und dem Grenzverlauf 
in  der N atur  feststel lte, die Kennzeichnungen der Grenzpunkte n icht aufzufi nden waren, während 
alle anderen Kennzeichnungen aufgefunden werden konnten und sich an der richtigen Stel le 
befanden. Dem Gericht erscheint es in  einem solchen Fall naheliegend, daß im näheren Umkreis 
der vermuteten Stel le nach Grenzzeichen zu suchen gewesen wäre und/oder an Hand aller ver­
fügbaren Planunterlagen der fragl iche Bereich einer kritischen Überprüfung zu u nterziehen 
gewesen wäre. 

Auf Grund dieser Erwäg ungen hätte A durch Gutachten beweisen müssen, daß er trotzdem 
mit der in seinem Beruf übl ichen Sorgfalt vorgegangen sei. Da A dieser seiner Beweislast nicht 
genügt hat, ist zu u nterstel len, daß er n icht mit  der i n  seinem Beruf übl ichen Sorgfalt vor­
gegangen ist und damit sorgfaltswidrig und schuldhaft Schaden zugefügt hat. 

Ch. Twaroch 

Gesetze und Verordnungen 

Studienordnung Vermessungswesen 

Das Bundesgesetz über technische Studienrichtungen, BGBI. Nr. 373/1990, ist der vor­
läufige Absch luß der Reform der technischen Studienrichtungen. Die Zielsetzungen dieser 
Reform waren unter anderem eine generelle I nformatik- u nd Fremdsprachenintegration, eine 
Ausdehnung der Wahl mögl ichkeiten, Verkürzung der Studienzeit, Entspezialis ierung sowie 
Deregu l ierung der Studienvorschriften durch eine weitgehende Verlagerung der Regel ungs­
kompetenzen vor allem in  die Studienpläne. 

Am 1 .  Oktober 1 991 ist die neue Studienordnung für die Studienrichtung Vermessu ngs­
wesen, BGBI .  Nr. 483/1991 ,  in Kraft getreten. 

Die Verordnung ist den Zielen des Bundesgesetzes über techn ische Studienrichtungen, 
insbesondere der Deregu l ierung sowie der erwünschten Regionalisierung u nd lokalen Schwer­
punktsetzun g  gefolgt. Es wird den verschiedenen Universitätsstandorten auf Grund der u nter­
schiedl ichen Ressourcen und Rahmenbed ingungen ermögl icht, im Rahmen der Studienrichtung 
Vermessu ngswesen ein eigenständiges Profil zu entwickeln .  Die daraus eventuell resu ltierende 
Wettbewerbssituation zwischen den Un iversitätsstandorten ist durchaus zu begrüßen. 

Die Studienordnung beschränkt sich auf die auf Grund des Al lgemeinen Hochschu l­
Studiengesetzes, des Bundesgesetzes über technische Studienrichtungen und der verfassungs­
rechtlichen Determ in ierungspfl icht unbedingt erforderl ichen Regelungen. 

Die Studienrichtung Vermessungswesen ist - wie bisher - an der Technischen Univer­
sität Wien und an der Technischen Universität Graz einzurichten. Die Abhaltung des ersten 
Stud ienabschn ittes an der Universität I nnsbruck ist nach der Studienordnung n icht mehr vor­
gesehen. 

An der Techn ischen Un iversität Wien werden die Studienzweige Geoinformationswesen 
sowie Geodäsie u nd Geophysik eingerichtet. 

Die erste Diplomprüfung umfaßt folgende Fachgebiete: 
M athematik 
Geometrie 
Physik 
Vermessungskunde 
Geodätische Rechenmethoden 
Elektronische Datenverarbeitung im Vermessungswesen sowie 
technisch-naturwissenschaftliche und rechts- und wirtschaftswissenschaftliche Wahl­
fächer. 


